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nhalt. 


Gloſſen zu der Gemeindeordnung und zu der Gemeindewahl⸗ 
ordnung ſür Böhmen vom 16. April 1864, L. G. B. Nr. 7. 
Von J. W., k. k. Bezirkshauptmann in Böhmen. IV. Zu 8 52, Alinea 2 der 
Gemeindeordnung. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Das Tabakrauchen eines Gewerbsgehilſen an einem Orte des Gewerbsetabliſſe⸗ 
ments, an welchem zu rauchen verboten ift, iſt eine Handlung, welche den 
Dienſtgeber im Sinne des § 78, Z. 1 lit. b der Gewerbeordnung zur fo⸗ 
fortigen Auflöſung des Dienſtverhältniſſes ohne Aufkündigung berechtigt. 

Ein Austritt aus dem „Familien⸗Verbande“ findet auch ſtatt, wenn der minder⸗ 
jährige Sohn in das Heer eingereiht wurde. ($ 14 des Gemeindegeſetzes 
vom 17. März 1849.) 

Es iſt keine Beſitzſtörung, wenn dem Eigenthümer eines Grundſtückes verboten 
wird, die zur Sicherſtellung einer Flußregulirung auf dieſem Grunde vor⸗ 
genommenen Anpflanzungen zu benützen. 

Nachbarrecht: Eine lärmende Beſchäſtigung des Nachbars berechtigt für ſich 
allein nicht zur Beſitzſtörungsklage. 

Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Gloſſen zu der Gemeindeordnung und zu der 
Gemeindewahlordnung für Böhmen vom 16. April 
1864, T. G. B. Mr. 7 ). 


Von J. W., k. k. Bezirkshauptmann in Böhmen. 


IV. 
Zu 8 52, Minen 2 der Gemeindeordnung. 


Der Gemeindevorſteher in A. berief den Gemeindeausſchuß zu 
einer Sitzung, zu welcher die beſchlußfähige Anzahl nicht erſchien, weß⸗ 
hal beer die Ausſchußmitglieder und deren Erſatzmänner zu einer zweiten 
Sitzung berief, welche abermals wegen Nichterſcheinen in beſchlußfähiger 
Anzahl reſultatlos blieb. Inzwiſchen hatte ſich das Berathungsmaterial 
angehäuft, weßhalb der Gemeindevorſteher anſtatt der Einberufung einer 
dritten Sitzung mit dem Programme der vereitelten erſten und zweiten 
Sitzung eine neuerliche Sitzung und zwar als erſte Einberufung zur 
Berathung und Beſchlußſaſſung über die Gegenſtände der früheren 
zwei Sitzungen und zugleich über einige neu hinzugekommene Gegen⸗ 
ſtände veranlaßte. 

Vor dieſer Sitzung erkrankte der Gemeindevorſteher und delegirte 
den erſten Gemeinderath zu ſeiner Stellvertretung in dieſer Sitzung, 
zu welcher abermals die vorſchriftsmäßige Mitgliederanzahl nicht 
erſchien. 


0 S. Nr. 11 des diesjährigen Jahrganges d. Zeitſchrift. 


Die Anweſenden beſchloſſen einen Proteft gegen das Vorgehen 
des Gemeindevorſtehers inſoferne, als er nicht nach dem Geſetze die 
dritte Einberufung über das urſprügliche Programm, ſondern mit deren 
Unterlaſſung eine erſte Einberuſung über ein anderes Programm ver⸗ 
anlaßt hatte, auch ſchritten ſie nicht zur Berathung des zweiten Pro⸗ 
grammes, ſondern wurde vom ſtellvertretenden Gemeinderathe eine 
weitere Einberufung zur Berathung des urſprünglichen Programmes 
veranlaßt. Dieſe Verſügung ſtellte aber der Gemeindevorſteher ein. 

In dieſen Vorgängen ſind mehrere nicht unintereſſante Streit⸗ 
fragen enthalten, insbeſondere: 

1. Iſt der Gemeindevorſteher in dem Falle, als ſich nach der 
wegen Nichterſcheinen der erforderlichen Anzahl der Mitglieder reſultat⸗ 
loſen Ausſchußſitzung ein neuer, der Berathung und Beſchlußfaſſung des 
Gemeindeausſchuſſes zu unterziehender Gegenſtand ergibt, verpflichtet, 
über die. Gegenſtände der erſten Sitzung eine zweite, eventuell dritte 
Sitzung, und über die neu hinzugekommenen Gegenſtände eine ſeparate 
neue Sitzung einzuberufen, oder kann er in das Programm der 
urſprünglichen vereitelten Sitzung auch den inzwiſchen neu hinzugekom⸗ 
menen Gegenſtand aufnehmen und hierüber eine erſte Sitzung einberufen? 

2. Wie lange dauert die Stellvertretung des Gemeindevorſtehers 
durch den erſten Gemeinderath? 

3. Kann der Gemeindevorſteher, und wann kann er Verfügungen 
ſeines Stellvertreters, beziehungsweiſe die unter deſſen Vorſitze gefaßten 
Beſchlüſſe des Gemeindeausſchuſſes einſtellen? 

Die Gemeindeordnung enthält im 8 42 die Beſtimmungen über 
die Einberufung des Ausſchuſſes zur Sitzung, im § 43 die Beſtimmun⸗ 
gen über ſeine Beſchlußfähigkeit, im § 44 die Beſtimmungen über die 
Vorkehrungen im Falle des Nichterſcheinens der Mitglieder in beſchluß⸗ 
fähiger Anzahl, im § 42 und 52 die Beſtimmungen über die Stell⸗ 
vertretung des Gemeindevorſtehers und im § 36 die Beſtimmungen 
über ſein Siſtirungsrecht. 

Zur erſten der oben geſtellten Fragen verordnet der $ 44 der 
G. O., daß, wenn zu einer Ausſchußſitzung die beſchlußfähige Anzahl 
der Mitglieder ($ 43 und 48 der G. O.) nicht zuſammen kömmt, der 
Gemeindevorſteher zur Berathung über dieſelben Gegenſtände die 
Mitglieder abermals und unter Androhung einer Geldbuße von 1 bis 
10 fl. zu beruſen, und gleichzeitig die Erſatzmänner einzuladen, und 
wenn auch dann die beſchlußfähige Anzahl nicht erreicht wird, die Be⸗ 
rathung zum dritten Male in derſelben Weiſe anzuberaumen hat, bei 
welcher die Erſchienenen ohne Rückſicht auf ihre Zahl giltig Beſchluß 
zu faſſen berechtigt ſind. N 

Hienach können und müſſen Gegenſtände der Berathung der 
zweiten und dritten Sitzung nur Gegenſtände der erſten Sitzung ſein, 
d. h. es darf aus der Berathung der zweiten und dritten Sitzung nichts 
ausgelaſſen werden, was im Programme der erſten Sitzung war, es 
darf aber auch andererſeits in der zweiten und dritten Sitzung kein 
Gegenſtand zur Berathung gelangen, der nicht im Programme der 
erſten Sitzung war. 


Dieſe Beſtimmung hat offenbar nur den Sinn und Zweck, zu 
verhindern, daß nicht etwa in das Programm der zweiten und dritten 
Sitzung ein Gegenſtand eingeſchmuggelt werde, der nicht im Programme 
der erſten Sitzung enthalten war, mit anderen Worten, daß nicht etwa 
der Gemeindevorſteher einen Gegenſtand der Vollberathung der Ausſchuß⸗ 
mitglieder entziehe und erſt in einer ſpäteren Sitzung durch eine gefü⸗ 
gige Minorität hierüber Beſchluß faſſen laſſe. 

Auch iſt es nirgends vorgeſchrieben, daß über Gegenſtände, über 
welche in der erſten Sitzung zu berathen war, bei deren Nichtzuſtande⸗ 
kommen in einer zweiten und dritten Sitzung berathen, daß zu ihrer 
Berathung und Schlußfaſſung eine zweite und dritte Sitzung einberufen 
werden muß, ſo wie es nirgends unterſagt iſt, daß hierüber in einer 
anderen, d. h. in einer erſten Sitzung mit einem erweiterten Programme 
nicht berathen und beſchloſſen werden darf. 

Zwar lautet der Eingang des $ 44 der G. O. inſoferne im⸗ 
perativ, als er beſtimmt, daß der Gemeindevorſteher die zweite Sitzung 
einzuberufen hat, allein bei einem tieferen Eindringen in den Sinn 
und in die Abſicht der Beſtimmungen des zweiten Abſchnittes, vierten 
Hauptſtückes der G. O. wird man unſchwer zu dem Reſultate gelangen, 
daß der § 44 der G. O. nur eine formelle Beſtimmung enthält und 
daß das Nichtzuſtandekommen einer Sitzung wegen Mangel der vor⸗ 
geſchriebenen Stimmenanzahl nicht immer und unbedingt die Einberuſung 
einer zweiten Sitzung mit demſelben Programme und unter den Mo⸗ 
dalitäten des 8 44 der G. O. zur Folge haben muß. 

In den §8 31 bis 41 der G. O. find die, der Berathung und 
Beſchlußfaſſung des Gemeindeausſchuſſes vorbehaltenen Angelegenheiten 
und im $ 43 der G. O. die Art dieſer Beſchlußfaſſung bezeichnet, 
indem der Ausſchuß in der Regel nur bei Anweſenheit von mehr 
als die Hälfte, beziehungsweiſe von zwei Dritttheilen ſeiner Mitglieder 
beſchlußfähig iſt. Es hat ſomit das Geſetz ſeinen Willen dahin aus⸗ 
geſprochen, daß über dieſe Angelegenheiten nur der Ausſchuß ſelbſt, 
u. z. in ſeiner Majorität berathen und beſchließen ſoll. Wenn nun 
nach den weiteren Abſätzen dieſes Paragraphes in den daſelbſt ange⸗ 
führten Fällen in der zweiten Sitzung auch von Erſatzmännern und in 


der dritten Sitzung von den überhaupt Erſchienenen ohne Rückſicht, ob 


ſie in der vorgeſchriebenen Mehrzahl anweſend ſind, giltig beſchloſſen 
werden kann, ſo ſind dies eben nur Ausnahmen, für welche wie für 
alle Ausnahmen der Grundſatz gilt: exceptio firmat regulam. 

Dieſe Grundbedingung der Beſtimmung, daß die dem Ausſchuſſe 
vorbehaltenen Angelegenheiten von der Mehrzahl ſeiner Mitglieder be⸗ 


rathen und beſchloſſen werden ſollen, wird jedenfalls durch eine regel⸗ 


mäßige d. i. erſte Sitzung mit der Anweſenheit der Mehrzahl der 
Ausſchußmitglieder beſſer erfüllt, als durch eine zweite Sitzung mit 
Erſatzmännern oder durch eine dritte Sitzung mit der Minderheit; es 
war daher bei der Erlaſſung dieſer Ausnahmsbeſtimmungen offenbar 
nicht die Abſicht des Geſetzes, daß ein zu berathender und zu beſchließen⸗ 
der Gegenſtand eventuell unbedingt alle drei Sitzungen durchmachen 
muß, die Beſtimmungen bezüglich der zweiten und dritten Sitzung 
enthalten nur die Form, in welcher als Ausnahme von der Regel 
des 8 43 der G. O. auch ohne Anweſenheit der Mehrheit der Aus⸗ 
chußmitglieder giltige Beſchlüſſe gefaßt werden können, und ſind offen⸗ 
bar nur in der Vorſicht getroffen, um dem Gemeindeausſchuſſe die 
Möglichkeit zu benehmen, einen ihm oder ſeiner Mehrheit mißliebigen 
Berathungsgegenſtand durch Nichterſcheinen bei der Sitzung in vorge⸗ 
ſchriebener Anzahl todt zu ſchweigen, die Beſchlußſaſſung hierüber ganz 
unmöglich zu machen und ſo die Wirkſamkeit des Gemeindevorſtehers 
brach zu legen. 

Es wird alſo durch eine Verſügung des Gemeindevorſtehers, im 
Grunde welcher das ganze Programm der erſten Sitzung nach deren 
Vereitlung anſtatt in zweiter Sitzung durch Erſatzmänner oder in 
dritter Sitzung durch die Minderheit, wiederholt in erſter Sitzung 
durch die Mehrheit der Mitglieder des Ausſchuſſes zur Berathung und 
Beſchlußfaſſung gelangt, der Intention des Geſetzes beſſer entſprochen 
und keine Verletzung des § 44 der G. O. begangen, wenn er im 
fraglichen Falle keine zweite, ſondern zu dem urſprünglichen erſten, 
mit einem oder mehreren neuen Berathungsgegenſtänden vermehrten 
Programme eine erſte Sitzung einberuft. N 

Oder ſollte der Gemeindevorſteher im Falle der Unrichtigkeit der 
hier entwickelten Anſicht für das alte Programm eine zweite und dritte 
Sitzung, und für den neu hinzugekommenen Berathungsgegenſtand feparat 
eine erſte Sitzung einberufen? Dies hieße doch die Sache auf die Spitze 


58 — 
ſtellen und entſpräche gewiß nicht den Intentionen des Geſetzes, ſeiner 
formalen Durchführung und feinen Ausnahmsfällen. 

Hiebei ſollte man ſich auch der Betrachtung nicht verſchließen, 
zu welchen Reſultaten ein ſtrenges Feſthalten an dem Wortlaute des 
8 44 der G. O. mit der Auslegung, daß über die Gegenſtände der 
erſten vereitelten Sitzung eine zweite und dritte Sitzung einberuſen 
werden muß, führen würde. 

Man nehme an, eine Gemeindevertretung beſtehe aus 24 Mit⸗ 
gliedern, daher zur giltigen Beſchlußſaſſung die Anweſenheit von 13 Mit⸗ 
gliedern nothwendig iſt; man nehme weiter jenen Fall an, der in dem 
vorletzten Abſatze der in Nr. 11 dieſer Zeitſchrift erſchienenen Abthei⸗ 
lung III dieſer Gloſſen erwähnt wurde, den Fall nämlich, daß eine 
bedeutende Minorität der Gemeindevertretung überhaupt oder bezüglich 
eines Berathungsgegenſtandes in der Oppoſition ſteht. 

Dieſe Minorität wird, wenn ein ihr mißliebiger Gegenſtand zur 
Tagesordnung gelangt, von der erſten und zweiten Sitzung ausbleiben, 
auch ſonſt bleiben — wie dies die leidige Erfahrung bei allen Ge⸗ 
meindeverſammlungen lehrt — einige Mitglieder aus, von der dritten 
Sitzung bleiben, in Folge des fruchtloſen Erſcheinens bei der erſten und 
zweiten Sitzung, noch andere Mitglieder aus, dagegen erſcheint die 
Minorität vollzählig und beſchließt nach ihren Sondertendenzen. 

Und am Ende iſt es nicht unmöglich, daß zur dritten Sitzung 
außer dem Gemeindevorſteher gar Niemand, daß vielleicht ſelbſt dieſer 
nicht erſcheint — was dann? Die Gegenſtände, über welche hätte bera⸗ 
then und beſchloſſen werden ſollen, laſſen ſich nicht aus der Welt 
ſchaffen, ſie müſſen zur Berathung kommen, und zwar nicht anders, als 
durch Aufnahme in das Programm einer anderen Sitzung, und ſo gelangt 
man wieder zu dem oben aufgeſtellten Standpunkte und Reſultate, es 
ſei praktiſcher und den Intentionen des Geſetzes entſprechender, die 
fraglichen Gegenſtände, anſtatt ſie die Stadien einer zweiten und dritten 
Sitzung durchmachen zu laſſen und dann erſt dem Programme einer 
anderen erſten Sitzung einzuverleiben, im gegebenen Falle gleich in das 
Programm der nächſten anderweitigen erſten Sitzung aufzunehmen. 

Uebrigens dürfte das Vorkommen ähnlicher Fälle zumeiſt darin 
ſeinen Grund haben, daß ſich die Gemeindevorſteher nicht trauen, die 
im $ 44 der G. O. angedrohten Geldbußen auch zu verwirklichen. 

Hiebei ſei auch erwähnt, welcher Sinn dem Paſſus des § 44 der 
G. O., „bei welcher die Erſchienenen ohne Rückſicht auf ihre Zahl 
giltig Beſchluß zu faſſen berechtigt ſind,“ beizulegen iſt. 

Nach dem Sprachgebrauche iſt eine Berechtigung der Gegenſatz 
einer Verpflichtung, wozu ich berechtigt bin, dazu bin ich nicht ver⸗ 
pflichtet, ich kann es nach meinem Willen thun oder unterlaſſen. Allein 
im gegenwärtigen Falle iſt die Berechtigung nicht in dieſer Art, nämlich 
nicht jo aufzufaſſen, als ob es den zur dritten Sitzung Erſchienenen 
anheimgeſtellt wäre, nach ihrem Belieben einen Beſchluß zu faſſen oder 
nicht. Es muß hier das Wort berechtigt mit dem Satze „giltig 
Beſchluß zu faſſen“ verbunden werden und da zeigt es ſich, daß es eine 
Ausnahme von der Regel des § 43 der G. O. bedeutet, daß nämlich, 
während in der Regel nur die Mehrheit der Mitglieder des Ausſchuſſes, 
in dieſem Ausnahmsfalle die Erſchienenen ohne Rückſicht auf ihre Zahl 
einen giltigen Beſchluß faſſen können, d. h. hiezu berechtigt ſind. 

Bezüglich der zweiten oben geſtellten Frage verfügt die G. O. 
im $ 42, daß die Berufung des Gemeindeausſchuſſes zu einer Ver⸗ 
ſammlung durch den Gemeindevorſteher oder in deſſen Verhinderung 
durch ſeinen Stellvertreter erfolgt; im § 47, daß bei dieſen Verſamm⸗ 
lungen der Gemeindevorſteher oder im Verhinderungsfalle ſein Stell⸗ 
vertreter den Vorſitz führt, und im 8 52, daß der Gemeindevorſteher 
im Verhinderungsfalle von den Gemeinderäthen nach der Reihenfolge, 
in welcher ſie gewählt wurden, vertreten wird, was auch im Falle des 
8 26 der G. O., nämlich bei dem Verluſte des Amtes des Gemeinde⸗ 
vorſtehers gilt. 

Die Stellvertretung des Gemeindevorſtehers erfolgt alſo in ſeinem 
Verhinderungsfalle, die Art und Weiſe aber, wie fie erfolgt, wie fi 
ins Werk zu ſetzen iſt, ſchreibt die G. O. nicht vor, und eben von 
dieſer Vorfrage hängt die Beantwortung der Frage ab, wie lange die 
Stellvertretung dauert. 

Bei dem Mangel einer geſetzlichen Beſtimmung und einer Ana⸗ 
logie — denn alle anderen verwandten Geſetze enthalten diesſalls auch 
keine Verfügung — muß die Löſung dieſer Fragen durch eine ſinn⸗ und 
ſachgemäße Interpretation verſucht werden. 


Die Stellvertretung des Gemeindevorſtehers erfolgt in feinem Ver⸗ 
hinderungsfalle. 

Wann und wie iſt er verhindert? 

Entweder geſetzlich oder thatſächlich. 

Erſteres im Falle des 8 45 und 46 der G. O., wenn Gegenſtand 
der Berathung und Beſchlußfaſſung des verſammelten Gemeindeaus⸗ 
ſchuſſes ſeine Gebahrung oder ſeine, ſeiner Ehegattin, ſeiner Verwandten 
oder Verſchwägerten bis einſchließlich zum zweiten Grade privatrechtliche 
Intereſſen bilden. Für dieſe Fälle, beziehungsweiſe für die Dauer 
der Berathung und Beſchlußfaſſung hierüber hat er den Vorſitz an 
ſeinen Stellvertreter zu übergeben, nach deren Schluſſe aber wieder zu 
übernehmen, es dauert alſo dieſe Stellvertretung nur für die Zeit vom 
Beginne bis zum Schluſſe dieſer Berathung und Beſchlußfaſſung und 
wird durch die mündliche Abgabe des Vorſitzes an den Stellver⸗ 
treter in's Werk geſetzt. 

Oder iſt die Verhinderung des Gemeindevorſtehers eine thatſäch⸗ 
liche, und dann entweder eine momentane, oder für eine längere Dauer. 

Momentan, z. B. im Falle eines plötzlichen Unwohlſeins für die 
Dauer einer Function, und in dieſem dauert die Stellvertretung nur 
für dieſe Function, und wird im kurzen Wege oder fchriitlich realiſirt. 

Für eine längere u. zw. beſtimmte oder unbeſtimmte Dauer, 
z. B. im Falle einer Reiſe, einer Krankheit des Gemeindevorſtehers 
bis zu ſeiner Rückkehr oder Geneſung und iſt dieſe Stellvertretung 
ſchriftlich u. z. für eine zu beſtimmende Dauer oder auf unbeſtimmte 
Zeit bekanntzugeben. 

Es kann aber auch der Fall eintreten, daß der Gemeindevor⸗ 
ſteher gar nicht in die Lage kommt, die Stellvertretung zu realiſiren, 
z. B. in einem Krankheitsfalle mit Bewußtloſigkeit, in einem plötzlichen 
Todesfalle des Gemeindevorſtehers oder im Falle ſeines Amtsverluſtes, 
und dann hat der erſte Gemeinderath die Stellvertretung von Amts⸗ 
wegen anzutreten und bis zur Geneſung des Gemeindevorſtehers, bis 
zur Ergänzungswahl nach § 22 der G. O. fortzuführen. 

Es iſt alſo in jedem Falle der Verhinderung auch ihre Dauer 
enthalten und dieſe Dauer bildet auch die Dauer der Stellvertretung. 

Und da der Stellvertreter nur für die Dauer ſeiner Stellvertre⸗ 
tung die Functionen des Gemeindevorſtehers auszuüben berechtiget iſt, 
ſo folgt hieraus in Beantwortung der dritten Frage, daß jeder über 
dieſe Dauer hinaus vorgenommene Act ein illegaler iſt und daher, 
wenn unter dieſen illegalen Acten auch die Einberufung und Abhaltung 
einer Ausſchußſitzung vorkommt, nach § 42, Alinea 3 der G. O. dieſe 
Verſammlung und die dabei gefaßten Beſchlüſſe ungeſetzlich und vom 
Gemeindevorſteher nach 8 56 der G. O. einzuſtellen ſind. 


> 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Das Tabakrauchen eines Gewerbsgehilfen an einem Orte des 
Gewerbsetabliſſements, an welchem zu rauchen verboten iſt, iſt 
eine Handlung, welche den Dienſtgeder im Sinne F 78, 3. 1 
lit. b der Gewerbe⸗Ordnung zur fofortigen Auflöſung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes ohne Aufkündigung berechtigt. 


Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 12. März 1878, 
3. 17.453 ex 1877 entſchieden: 

„Das k. k. Miniſterium des Innern findet den Miniſterialrecurs 
des Anton A. in M. gegen die gleichlautenden Entſcheidungen der 
Bezirkshauptmannſchaft in S. und der Statthalterei in P., inſoſerne 
mit denſelben der Recurrent als Stellvertreter des Bräuhausbeſitzers in 
M. verpflichtet wurde, dem Maurer Joſef H. den Lohn vom 1. bis 
18. October 1876, in welcher Zeit Joſef H. noch wirklich in M. im 
Brauhauſe als Maurer in Verwendung ſtand, zu bezahlen und demſel⸗ 
ben das Zeugniß über ſeine Verwendung auszuſtellen, auf Grund der 
88 76 und 104 der Gewerbeordnung zurückzuweiſen, dagegen dem 
Miniſterialrecurſe des Anton A., inſoweit derſelbe verpflichtet wurde, 
dem Maurer Joſef H. überdies den Lohn für die verſäumte 14tägige 
Kündigungsfriſt, d. i. vom 19. October bis 1. November 1876 zu 
bezahlen, Folge zu geben und unter Behebung der Entſcheidungen der 
Bezirkshauptmannſchaſt und der Statthalterei in dieſem Punkte den 
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hauſe rauchend angetroffen wurde, daſſ lbſt als an einem feuergefähr⸗ 
lichen Orte das Rauchen verboten und daher Anton A. nach 8 78, 
3. 1 lit. b der Gewerbeordnung berechtigt war, den Maurer Joſef 
H. ohne Aufkündigung ſogleich zu entlaſſen.“ K. 


Ein Austritt aus dem „Familien⸗Verbande“ findet auch ſtatt, 
wenn der minderjährige Sohn in das Heer eingereiht wurde (§ 14 
des Gemeinde⸗Geſetzes vom 17. März 1829). 

Während nach der, bisher bei Entſcheidungen in Heimats⸗Ange⸗ 
legenheiten geübten Praxis, welche ſich auf die Entſcheidung des k. k. 
Miniſteriums des Innern vom 28. October 1858, 8. 27.265 (Oeſterr. 
Zeitſchriſt für Verwaltung 1858, Nr. 51) baſirte, angenommen wurde, 
daß durch den Eintritt in den Militärverband das zwiſchen dem min⸗ 
derjährigen Soldaten und ſeinen Eltern beſtandene Verhältniß 
des „Familien⸗Verbandes“ nicht gelöſet werde, und daß ſomit minder⸗ 
jährige Soldaten bis zur erreichten Großjährigkeit ſtets der Zuſtändig⸗ 
keit ihrer Eltern zu folgen hätten, hat das k. k. Miniſterium des 
Innern unterm 8. März d. J, 3 1030 in einem concreten Falle 
entſchieden, daß der im Jahre 1835 geborene J. B., welcher im 
Jahre 1856 zum Heere aſſentirt wurde und zu jener Zeit zur Ge⸗ 
meinde L. unbeſtritten zuſtändig war, vom Zeitpunkte ſeiner Aſſentirung 
als nicht mehr im Familien⸗Verbande lebend, bei einer, vor ſeiner Groß⸗ 
jährigkeit allenfalls eingetretenen Veränderung der Gemeinde⸗Angehörig⸗ 
keit ſeiner Eltern im Sinne des § 14 des Gemeinde⸗Geſetzes vom 
17. März 1849, den Eltern in die veränderte Zuſtändigkeit nicht 
habe ſolgen können. 

Nach dieſer neueſten hohen Entſcheidung iſt demnach der Eintritt 
eines minderjährigen Sohnes in den Militärverband einem Austritte 
aus dem „Familien⸗Verbande“ gleich zu halten, wenn es ſich um die 
Anwendung des 8 14 des Gemeinde⸗Geſetzes vom Jahre 1849 handelt. 

A. M. 


Es iſt keine Beſitzſtörung, wenn dem Eigenthümer eines Grund: 
ſtückes verboten wird, die zur Sicherftellung einer Flußregultrung 
auf dieſem Grunde vorgenommenen Anpflanzungen zu benützen. 

Die Gemeinde A. klagte die Bahnbetriebsdirection B. wegen 
Störung im Beſitze einer Grundſtrecke am linken Ufer des Fluſſes X., 
worüber das erſtrichterliche Urtheil dahin erging, daß die klagende 
Stadtgemeinde A. im Beſitze der ſtrittigen, im Grundriſſe mit den 
Buchſtaben A, C, I) und E bezeichneten Grundſtrecke zu erhalten ſei, 
dagegen der belangten Betriebsdirection B. jede weitere Störung dieſes 
Beſitzes bei Strafe von 200 fl. unterſagt und dieſelbe ſchuldig erkannt 
worden iſt, der klagenden Gemeinde die Gerichtskoſten binnen 14 Tagen 
zu erſetzen: 

Ueber Recurs der Betriebsdirection änderte das k. k. Oberlandes⸗ 
gericht Lemberg als zweite Inſtanz das erſtrichterliche Erkenntniß ab 
und ſand, daß dem in der Klage geſtellten Proviſorialbegehren der 
Gemeinde A. nicht zu willfahren und dieſe ſchuldig ſei, der belangten 
Betriebsdirection die Gerichtskoſten binnen 14 Tagen zu erſetzen. 

Der k k. oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 16 
October 1877, 3. 7764, über den von A. ergriffenen Reviſionsrecurs 
das zweitrichterliche Erkenntniß mit dem Beifügen beſtätigt, daß die 
Recurrentin die Koſten ihres Reviſionsrecurſes ſelbſt zu tragen habe 
und dieſe Entſcheidung nachſtehend motivirt. 

Die klagende Stadtgemeinde A. hat zugeſtanden, daß die belangte 
Betriebsdirection verpflichtet war, die Regulirung des linken Ufers des 
Fluſſes X zu bewerkſtelligen und die nothwendigen Arbeiten zur Sicher⸗ 
ſtellung vorzunehmen, damit das Waſſer in dem neuen Flußbette fort- 
fließe. Die klagende Gemeinde hat ſerner angegeben, in ihrer Zuſchrift 
an die belangte Betriebsdirection erklärt zu haben, daß ſie gegen die 
Bepflanzung der ſtrittigen Grundſtrecke mit Weiden zwiſchen den Pro⸗ 
filen 2 und. 8 nichts einzuwenden habe, weil, wie in dieſer Zuſchrift 
(Repliksbeilage O) angeführt wird, dieſe Bepflanzung zur Sicherſtellung 
des Ufers dienlich ſei und der Gemeinde eher zu Nutzen als Nachtheil 
gereiche. Die Gemeinde meint aber, im Beſitze und der Benützung der 
ſtrittigen Grundparcelle von der belangten Betriebsdirection dadurch 
geſtört, rückſichtlich bedroht worden zu ſein, daß dieſe Betriebsdirection 


Anton A. von der Verpflichtung zur Berichtigung dieſes Lohnes loszu⸗ in Beantwortung der oberwähnten Zuſchrift der Gemeinde (Repliks⸗ 
zählen, weil durch die gepflogene Erhebung ſichergeſtellt wurde, daß der beilage O) eröffnete, fie werde der Gemeinde die Benützung dieſer Be⸗ 
Maurer Joſef H. am 18. October 1876 am Gerſtenboden im Bräu⸗ pflanzung nicht geſtatten. Dieſe Meinung der Gemeinde findet jedoch 


in dem Inhalte der bezüglichen Eröffnung keine Bekräftigung. Darin 
wird nämlich erklärt, daß die Betriebsdirection, welche verpflichtet iſt, 
die Ufer des regulirten Flußbettes X. in gutem Stande zu erhalten, 
keine Anſprüche zum Eigenthum und zur Benützung dieſer Ufer erhebe, 
jedoch der Gemeinde nicht geſtatten könne, dieſe Bepflanzung willkürlich 
zu benützen und durch willkürliches Fällen derſelben die Eiſenbahnge⸗ 
ſellſchaft Schaden und Verluſten auszuſetzen. Dieſe Erklärung der Be⸗ 
triebsdirection entſpricht dem an die Gemeinde A. ergangenen Erlaſſe 
deren vorgeſetzter k. k. Bezirkshauptmannſchaft vom 2. März 1872, 
8. 2851, womit der Betriebsdirection die Bewilligung zur Vornahme 
der Regulirungsarbeiten unter der Bedingung ertheilt wurde, daß die 
Gemeinde A., als Eigenthümerin der zur Regulirung nöthigen Grund⸗ 
ſtrecke, in der Benützung dieſer Grundſtrecke, ſelbſtverſtändlich ohne 
Beeinträchtigung der Beſchädigung der Ufer, nicht zu ſtören ſei. Die Ge⸗ 
meinde A. hat zwar behauptet, den Beſitz und die Benützung der ſtrit⸗ 
tigen Grundſtrecke ſeit jeher durch Pflanzen und Fällen der Bäume und 
durch Viehweide ausgeübt zu haben, ſie hat aber nicht dargethan, daß 
ſie die Benützung dieſer Grundſtrecke auf dieſelbe Art, auch nach dem 
Jahre 1872, als die Betriebsdirection die Regulirungsarbeiten bereits 
begonnen und bewerkſtelligt hat, oder aber auf welche andere Art, ohne 
Beſchädigung der Ufer, ausgeübt habe. Da in Proviſorialangelegenheiten 
nach 8 5 der kaiſ. Verordnung vom 27. October 1849, Nr. 12 
R. G. Bl., nur die Thatſache des letzten factiſchen Beſitzſtandes und 
der erfolgten Störung entſcheidend iſt, ſomit die Entſcheidung darüber, 
in welcher Art die klagende Gemeinde den Beſitz auf der ſtrittigen 
Grundſtrecke, nachdem dieſe nur mit Zuſtimmung der Gemeinde mit 
Weidenbäumen bepflanzt iſt, auszuüben berechtigt ſein könne, nicht zum 
Proviſorialwege gehört, daher auch in der Erklärung der Betriebs⸗ 
direction, daß ſie die willkürliche Fällung der dort gepflanzten Weiden⸗ 
bäume nicht geſtatten könne, eine Bedrohung des Beſitzſtandes, da ein 
ſolcher nicht dargethan iſt, nicht gefunden werden kann, ſo hat das 
k. k. Oberlandesgericht, gegründet unter Abänderung des erſtrichterlichen 
Erkenntniſſes, dem Proviſorialbegehren der klagenden Gemeinde nicht 
willfahrt. Die Einwendung im Reviſionsrecurſe der klagenden Gemeinde, 
daß dieſe als Eigenthümerin und Beſitzerin die ſtrittige Grundſtrecke 
nach Willkür zu benützen berechtigt ſei, kann nicht berückſichtigt werden, 
weil in Proviſorialangelegeuheiten nur der letzte factiſche Beſitzſtand zu 
ſchützen iſt, dieſen aber die klagende Gemeinde, wie oben ausgeführt 
wurde, nicht dargethan hat. Dem ungegründeten Reviſionsrecurſe war 
alſo keine Folge zu geben, weßhalb auch die klagende Gemeinde die 
Koſten ihres Reviſionsrecurſes ſelbſt zu tragen hat. Jur. Bl. 


Nachbarrecht: Eine lärmende Beſchäftigung des Nachbars berech⸗ 
tigt für ſich allein nicht zur Beſitzſtörungsklage. 

In Maccarsca in Dalmatien, wo die phyſiſche Theilnng der 
Häuſer häufig iſt, beſitzt Katharina M. den erſten Stock, Tommaſo D. 
den zweiten Stock eines Hauſes. Letzterer ſtellte in feiner Wohnung 
drei Webeſtühle auf, welche bei ihrer gleichzeitigen Arbeit für den unteren 
Stock eine gewaltige Erſchütterung und einen für Kinder und Kranke 
völlig unausſtehlichen Lärm verurſachen. Katharina M. klagte den 
Tommaſo D. deßhalb wegen Störung im Beſitze ihres Hausantheiles 
und es wurde durch Sachbefund zwar nicht eine Beſchädigung des 
Hauſes durch die Erſchütterung oder eine Gefahr für die Baulichkeiten, 
wohl aber der Umſtand feſtgeſtellt, daß dieſelbe und der damit verbundene 
Lärm für die Bewohner des untern Stockes völlig unerträglich ſei. 

Das k. k. Bezirksgericht Maccarsca gab mit Beſcheid vom 17. 
October 1877, Z. 2692 dem Begehren ſtatt; das k. k Oberlandes⸗ 
gericht Zara wies jedoch dasſelbe mit Verordnung vom 9. December 
1877, 3. 4141 ab. 

Letztere Entſcheidung wurde vom k. k. oberſten Gerichtshofe mit 
Entſcheidung vom 4: Jänner 1878, Z. 4141 „in Erwägung, daß der 
richterliche Schutz im ſummariſchen Beſitzſtörungsverfahren nur von Dem⸗ 
jenigen angerufen werden kann, der im Beſitze einer Sache oder eines 
Rechtes geſtört wird, und die Klägerin gar nicht behauptete, daß der 
Geklagte in den ihr zuſtehenden Beſitz des erſten Stockes des fraglichen 
Hanſes eingegriffen habe, während fie ebenſowenig dargethan hat, daß 
ſie ſich im Beſitze des Rechtes befinde, einen beſtimmten Gebrauch des 
zweiten Stockes dem Geklagten unterſagen zu können, und in dieſem 
Beſitze geſtört worden zu ſein“, beſtätigt. Ger.⸗Ztg. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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Verordnungen. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern v. 12. Febr. 1878, 3. 16.5 12. womit erinnert 
wird, daß nur die eigentlichen Hauſirer und nicht auch andere herumwandernde 
Gewerbsleute von den Einkommenſteuerzuſchlägen befreit find. 


Es iſt die Wahrnehmung gemacht worden, daß die Beſtimmungen des 
h o Erlaſſes vom 8 März 1856, Z. 3660, betreffend die Befreiung der von 
den Hauſirern als Steuer zu entrichtenden Gebühr von den Zuſchlägen, ſowie 
jene des Handelsminiſterial⸗Erlaſſes vom 11. October 1866, Z. 16.413, betreffend 
die bloße Abquittirung der Hauſirgebühr oder der bezüglichen Aufzahlungen auf 
den Hauſtrbuchsblättern, — von einzelnen Behörden auch auf die übrigen im 
Herumwandern ausgeübten, nicht auf einen beſtimmten Bezirk oder Ort be⸗ 
ſchränkten Beſchäfrigungen angewendet werden. 

Das k. k. Miniſterium des Innern findet ſich hiernach über Erſuchen des 
k. k. Finanzminiſteriums und im Einvernehmen mit dem k. k. Handelsminiſterium 
beſtimmt, darauf auſmerkſam zu machen, daß die obigen Beſtimmungen nur 
eigentliche Hauſirer d. i. die den Hauſtrhandel treibenden und mit Hauſir⸗ 
päſſen betheilten Parteien im Auge hatten, und daß ſchon in dieſen Verordnun⸗ 
gen Strazzenſammlern, herumziehenden Muſikanten und anderen auf Grund von 
Licenzen im Herumwandern ihr Gewerbe ausübenden Individuen die Beſreiung 
von der Entrichtung der Steuerzuſchläge nicht zuerkannt wurde und dieſelben 
Erwerbsſteuerſcheine zu löſen haben. 

Hiernach wollen Hochdieſelben die unterſtehenden politiſchen Behörden ent⸗ 
ſprechend verſtändigen und dieſelben gleichzeitig behufs Controlirung der Be⸗ 
ſteuerung der letzterwähnten herumwandernden Gewerbtreibenden anweiſen, vor 
Aushändigung der diesfälligen Licenzen, beziehungsweiſe vor deren Erneuerung 
ſich die Ueberzeugung zu verſchaffen, daß von der betreffenden Partei die Er⸗ 
werbſteuer ſammt Zuſchlägen, deren Zahlung ganzjährig, auf Einmal und im 
Vorhinein zu erfolgen hat, berichtigt wurde. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Kämmerer und Legationsrathe zweiter Kate⸗ 
gorie Franz Graſen Deym den Titel und Charakter eines Legationsrathes 
erſter Kategorie verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem kaiſ. Rathe und Rechtsconſulenten der Staats⸗ 
eiſenbahn⸗Geſellſchaft Dr. Ferdinand Schuſter den Titel eines Regierungs⸗ 
rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben für den Status des Miniſterraths⸗Präſtdiums zur 
Dienſtleiſtung bei dem Miniſter Dr. Ziemialkowski den dort in Verwendung 
ſtehenden Miniſterialſecretär Johann Lidl zum Sectionsrathe und den Miniſte⸗ 
rial⸗Viceſecretär im Miniſterium des Innern Dr. Heinrich Roza zum Miniſterial⸗ 
ſecretär ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Oberbaurathe Ferdinand Sem rad in Inns⸗ 
bruck anläßlich deſſen Penſionirung den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe und Finanz⸗Bezirksdirector 
in Trient Anton Val de Lieèvre anläßlich deſſen Penſtonirung den Orden der 
eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe Karl Heyß anläßlich der 
erbetenen Enthebung von der Stelle eines Reſerenten für die adminiſtrativen und 
ökonomiſchen Schulangelegenheiten beim Landesſchulrathe in Ober⸗Oeſterreich die 
Allerh. Zufriedenheit ausdrücken laſſen und an deſſen ſtatt den Statthaltereirath 
Theodor Altwirth zum Reſerenten der gedachten Schulangelegenheiten ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten der Direction für admi⸗ 
niſtrative Statiſtik Franz Bruckner anläßlich deſſen Penſionirung den Titel 
und Charakter eines Rechnungsrathes taxſrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Directionsadjuncten im k. und k. Miniſterium 
des Aeußern Stanislaus Dors taxfrei den öſterreichiſchen Adel verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Statthaltereiſecretär Dr. Auguſt 
Wieſinger zum Bezirkshauptmann und den Bezirkscommiſſär Auguſt Mel⸗ 
nitzky zum Gtatthaltereifecretär in Ober⸗Oeſterreich ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Concipiſten der Trieſter Polizeidirection 
Franz Skäcel zum Polizeicommiſſär in Tirol ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Obercommiſſär Leopold Guſchl zum 
Finanzrathe, den Finanzeommiſſär Franz Plaichinger zum Finanz⸗Ober⸗ 
commiſſär und den Finanzeommiſſär Johann Krepper zum Finanzſecretär 
für den Bereich der Finanz⸗Landesdirection in Wien ernannt. 


Erledigungen. 

Kanzleiofficialsſtelle mit der zehnten Rangsclaſſe bei der k. k. Finanz⸗ 
procuratur in Linz, eventuell eine Kanzliſtenſtelle ebendaſelbſt mit der eilften Rangs⸗ 
claſſe, bis Ende April. (Amtsbl. Nr. 79.) 

Forſtelevenſtelle bei der k. k Forſt⸗ und Domänen⸗Direction für Ober⸗ 
Oeſterreich und das Salzkammergut mit Adjutum von 500 fl., bis Ende April. 
(Amtsbl. Nr. 80.) 

Bezirkscommiſſärsſtelle bei den politiſchen Behörden in Ober⸗Oeſterreich in 
der neunten Rangsclaſſe, eventuell eine Statthalterei⸗Concipiſtenſtelle in der zehnten 
Rangsclaſſe, bis 19. April. (Amtsbl. Nr. 82.) 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


